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1928 Ausgegeben zu Berlin, den 5. Mai 1928 


Nr. 22 


Mr. 13354.) Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen 


(Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetz — VBG —). Vom 1. Mai 1928, 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


I. Endgültig angeſtellte Lehrer und Lehrerinnen. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 
8 1. 


() Die endgültig angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen erhalten ein Grundgehalt und einen 
Wohnungsgeldzuſchuß. Daneben erhalten ſie, ſoweit es in dieſem Geſetz beſtimmt oder zugelaſſen 
iſt, Kinderbeihilfen und Zulagen. Wi 

(2) Als Dienſteinkommen im Sinne dieſes Geſetzes gelten die geſamten auf Grund dieſes 
Geſetzes gewährten Dienſtbezüge mit Ausnahme der Kinderbeihilfen. | 

(3) Die in dieſem Geſetz für Lehrer (Leiter, Konrektoren) getroffenen Beſtimmungen gelten 
auch für Lehrerinnen (Leiterinnen, Konrektorinnen), ſoweit für dieſe nicht ausdrücklich etwas 
anderes beſtimmt iſt. Lehrer im Sinne dieſes Geſetzes ſind auch die techniſchen Lehrer. 

(4) Unter die Vorſchriften dieſes Geſetzes fallen nicht Lehrer (Lehrerinnen), deren Zeit und 
Kräfte durch die ihnen übertragenen Geſchäfte nur nebenbei in Anſpruch genommen ſind; ob die 
Beſchäftigung nur nebenbei ſtattfindet, entſcheidet die Schulaufſichtsbehörde endgültig. 


2. Grundgehalt. 


§. 2. 
() Das Grundgehalt wird den endgültig angeſtellten Lehrern in folgenden Sätzen gewährt: 


5 Del, 
am 2 N 


2 800 — 3050 — 3300 — 3 550 — 3 800 — 4000 — 4200 — 4 400 — 4 600 — 4 800 — 


5 000 jährlich. 

(2) Das Grundgehalt ſteigt nach Dienſtaltersſtufen von zwei zu zwei Jahren bis zur Er⸗ 
reichung des Endgrundgehalts. Die Dienſtalterszulagen werden vom Erſten des Kalendermonats 
an gezahlt, in den der Eintritt in die neue Dienſtaltersſtufe fällt. N a 

(0) Die endgültig angeſtellten Lehrerinnen und Konrektorinnen erhalten, jolange nicht all⸗ 
gemein für Lehrer und Lehrerinnen das gleiche Arbeitsmaß feſtgeſetzt iſt, die Grundgehaltsſätze 
gekürzt um 10 v. H. f n 

(4) Auf das Aufrücken im Grundgehalt haben die endgültig angeſtellten Lehrer einen Rechts⸗ 
anſpruch. Der Anſpruch ruht, ſolange ein förmliches Diſziplinarverfahren oder wegen eines Ver⸗ 
brechens oder eines Vergehens ein Hauptverfahren oder eine Vorunterſuchung ſchwebt. Führt ein 
ſtrafgerichtliches Verfahren zur Verurteilung wegen eines Verbrechens oder Vergehens und wird 
binnen eines Monats nach Abſchluß des ſtrafgerichtlichen Verfahrens wegen der nämlichen Tat⸗ 
ſachen ein förmliches Diſziplinarverfahren eingeleitet, ſo ruht der Anſpruch auch während der 
Zwiſchenzeit. Führt das Verfahren zum Verluſte des Amtes, ſo erliſcht der Anſpruch auch für die 
Zeit des Ruhens. i 3 

3. Stellenzulagen. 


Je. 
f 125 
2 


8 8. e 
(1) Neben dem Grundgehalt erhalten als ruhegehaltsfähige Stellenzulagen . / 
a) die Erſten Lehrer an Volksſchulen mit zwei planmäßigen Schulſtellen und 
die alleinſtehenden Lehrer nach Ablauf von fünf Jahren ſeit der end⸗ 
gültigen Anſtellung jährlich e n de, te e 00, , 
Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 19. Mal 1928. 22 
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b) DR Hauptlehrer (Leiter von Volksſchulen mit mindeſtens drei Klaſſen und 

mindeſtens drei . Schulſtellen, ſoweit ſie nicht Rektoren ſind) 

jährlich .. 500 Nl, 
e) die Lehrer, die an den Volksſchulen 0 gehobene Klaſſen (Klaſſen 

mit erweitertem Lehrziel) zur dauernden vollen Beſchäftigung überwieſen 

ſind, jährlich 800 all, 
d) die Konrektoren an Volksſchulen En a 18 Klaſſen 1 die 

zweiten Konrektoren an Volksſchulen mit mindeſtens vierzehn Klaſſen 


eite 500 Rd, 
e) die Rektoren (Leiter on Volksschulen 105 ſechs 05 1 5 Klaſſen und 
mindeſtens fünf planmäßigen Schulſtellen) jährlich... 1 200 AM, 


f) die Rektoren von Volksſchulen, denen gehobene Klaſſen (Klaſſen 9 5 er⸗ 

weitertem Lehrziel) angegliedert ſind, mit insgeſamt mindeſtens ſieben 

Klaſſen und ſechs planmäßigen Schulſtellen jährliche... . . 1400 Ad, 
g) die Lehrer, die an beſondere Veranſtaltungen der Volksſchulen für 

körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte Kinder zur dauernden 

vollen Beſchäftigung überwieſen find, jährlich. .. 800 RM, 
h) die Konrektoren an den vorbezeichneten beſonderen Veranstaltungen der 

Volksſchulen mit mindeſtens ſieben Klaſſen und die zweiten Konrektoren 

an Veranſtaltungen dieſer Art mit mindeſtens vierzehn Klaſſen ſowie die 

Hauptlehrer an ſolchen Veranſtaltungen (Leiter von Schulen mit min⸗ 

deſtens drei aufſteigenden Klaſſen und drei planmäßigen Schulſtellen, 

ſoweit fie nicht Rektoren find) einſchließlich der unter g genannten Zulage 

von 800 RAM jährlich ee e, 
i) die Rektoren an den beſonderen ene 2 Volksschulen mit vier 

oder mehr aufſteigenden Klaſſen einſchließlich der unter g genannten Zu⸗ 

lage von 800 RAM jährlich... „ L200TTEN: 

(2) Die Entſcheidung darüber, ob die ar zur 1 einer Stellenzulage 
vorliegen, trifft endgültig die Schulaufſichtsbehörde. 

(3) Die zu a genannte Stellenzulage fällt weg, wenn ein Erſter Lehrer an Schulen mit zwei 
planmäßigen Schulſtellen oder ein alleinſtehender Lehrer in eine Stelle verſetzt wird, mit der eine 
Stellenzulage nicht verbunden iſt. Die Verſetzung gilt in dieſem Falle gleichwohl als Verſetzung in 
ein Amt von nicht geringerem planmäßigen Dienſteinkommen im Sinne des § 87 Nr. 1 des 
Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 
(Geſetzſamml. S. 465). 

4. Beſoldungsdienſtalter. 


§ 4. 

(1) Das Beſoldungsdienſtalter der endgültig angeſtellten Lehrer beginnt mit dem erſten Tage 
des Monats, in dem der Lehrer erſtmalig endgültig angeſtellt wird, ſoweit in dieſem Geſetz oder in 
den Ausführungsbeſtimmungen dazu nichts Abweichendes beſtimmt oder zugelaſſen wird. Vom 
Zeitpunkt der endgültigen Anſtellung an, die nicht vor Zurücklegung einer anrechnungsfähigen 
Dienſtzeit von fünf Jahren erfolgen darf, ſind die Zeitabſchnitte für das Verbleiben im Anfangs⸗ 
grundgehalt und für das Aufſteigen in die höheren Grundgehaltsſtufen zu rechnen. Als Zeitpunkt 
der endgültigen Anſtellung gilt der Tag, von dem ab dem Lehrer eine planmäßige Stelle mit dem 
damit verbundenen Dienſteinkommen dauernd verliehen worden iſt. Ergeben ſich aus dieſer 
Regelung für einzelne Lehrer unverſchuldete Härten, ſo kann der Unterrichtsminiſter im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Finanzminiſter im Einzelfalle die vorzeitige endgültige Anſtellung genehmigen 
und das Beſoldungsdienſtalter nach der beſonderen Lage des Einzelfalles feſtſetzen. 

(2) Neu geſchaffene Stellen können, auch wenn die Beſetzung ſpäter ausgeſprochen wird, bereits 
mit Wirkung vom Tage der Errichtung der Stellen und der Bereitſtellung der erforderlichen Mittel, 
früheſtens vom Beginn des laufenden Rechnungsjahres ab verliehen werden, ſofern der Lehrer die 

Stelle bereits von dieſem Zeitpunkt ab verſehen hat. a 
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() Für Lehrer, die die Anſtellungsfähigkeit für das höhere Schulamt oder das Pfarramt 
erlangt haben, kann das Beſoldungsdienſtalter durch den Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit 
dem Finanzminiſter abweichend von den vorſtehenden Vorſchriften günſtiger feſtgeſetzt werden. 

(4) Bei Verleihung einer Stellenzulage (§ 3) wird das Beſoldungsdienſtalter für das Auf⸗ 
ſteigen in die höheren Grundgehaltsſtufen nicht geändert. 

(5) Tritt ein Lehrer unmittelbar aus dem öffentlichen mittleren Schuldienſt oder dem Berufs⸗ 
ſchuldienſt in den öffentlichen Volksſchuldienſt über, ſo wird das Beſoldungsdienſtalter nicht geändert. 
Beim unmittelbaren Übertritt aus einem anderen öffentlichen Schuldienſt erfolgt die Feſtſetzung des 
Beſoldungsdienſtalters in der Weiſe, daß der Lehrer ſtets den gegenüber ſeinem bisherigen Grund⸗ 
gehaltsſatz nächſthöheren Satz erhält. Dieſen nächſthöheren Grundgehaltsſatz bezieht er zwei Jahre 
lang. Wäre er jedoch in ſeiner früheren Stelle bereits vor Ablauf dieſer Zeit in die nächſthöhere 
Dienſtaltersſtufe aufgeſtiegen und damit zu einem Grundgehaltsſatz gelangt, der über den ihm in 
der neuen Stelle gewährten hinausgeht oder ihm gleichkommt, ſo ſteigt er auch in der neuen Stelle 
zu derſelben Zeit in die folgende Dienſtaltersſtufe. Hierbei iſt die ruhegehaltsfähige Stellenzulage, 
die der Lehrer in der früheren Stelle bezogen hat oder in der neuen Stelle beziehen wird, dem 
Grundgehaltsſatze hinzuzurechnen. 

(6) Beim Eintritt von Ruhegehalts⸗ oder Wartegeldempfängern in den öffentlichen Volks⸗ 
ſchuldienſt wird die Dienſtzeit nach den allgemeinen Vorſchriften berechnet. 


8 5. 
Anrechnung von Dienſtzeit im öffentlichen Schuldienſte ſowie von 

Militär⸗ und Marinedienſt auf das Beſoldungsdienſtalter, 

(.) Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters iſt von der Zeit, die ein Lehrer im öffent⸗ 
lichen Schuldienſte von dem Eintritt in dieſen, früheſtens aber von dem Beginne des 21. Lebens⸗ 
jahres ab, bis zur endgültigen Anſtellung ſelbſtändig in voller Beſchäftigung verbracht hat, die über 
fünf Jahre hinausgehende Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, ſoweit die end⸗ 
gültige Anſtellung durch den Mangel an offenen Stellen oder durch ſonſtige von dem Zutun des 
Lehrers unabhängige Gründe verzögert worden iſt. Iſt die endgültige Anſtellung wegen unzu⸗ 
reichender Befähigung oder aus anderen in der Perſon des Lehrers liegenden Gründen ausgeſetzt 
worden, oder wird eine Verzögerung von dem Lehrer ſelbſt, insbeſondere durch die Ablehnung einer 
angebotenen Stelle, herbeigeführt, ſo bleibt die Zeit dieſer Verzögerung von der Anrechnung 
ausgeſchloſſen. 

(2) Der Unterrichtsminiſter kann die Beſchäftigung der Schulamtsbewerber von der vorherigen 
Eintragung in eine Anwärterliſte abhängig machen und die Zahl der in die Liſte aufzunehmenden 
Anwärter beſchränken. Die Grundſätze, nach denen auf Grund der Anwärterliſte die Beſchäftigung 
erfolgt, ſind dem Landtage zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

(3) Unterbrechungen des öffentlichen Schuldienſtes werden nicht angerechnet. Ausgeſchloſſen 
bleibt auch die Anrechnung der Dienſtzeit, während der die Kräfte eines Lehrers durch die ihm über⸗ 
tragenen Geſchäfte nach der Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde nur nebenbei in Anſpruch 
genommen geweſen find ($ 1 Abſ. 4). : 

(4) Bei der Feſtſtellung der Dienftzeit gilt die Zeit des Militär- und Marinedienſtes, ſoweit 
ſie nach den jeweils geltenden Beſtimmungen auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen ſein würde, 
als Dienſt an öffentlichen Schulen. 

(s) Als öffentlicher Schuldienſt iſt auch die Zeit zu rechnen, während der 

1. ein Lehrer an einer Anſtalt tätig geweſen iſt, die vertragsmäßig die Vorbereitung von 
Zöglingen für die ſtaatlichen Lehrerbildungsanſtalten übernommen hat, 

2. ein Lehrer als Erzieher an einer öffentlichen Taubſtummen⸗, Blinden⸗, Idioten⸗, 
Waiſen⸗, Rettungs⸗ oder ähnlichen Anſtalt oder an gleichartigen privaten Anſtalten in 
voller Beſchäftigung ſich befunden hat, welche nach Anerkennung durch die Schul⸗ 
aufſichtsbehörde ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken dienen und für ihre Unter⸗ 
haltung überwiegend auf die a Wohltätigkeit oder 11 öffentliche Mittel 
angewieſen ſind, 


a 
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3. ein Lehrer an einer privaten Volksſchule tätig war, die nach Entſcheidung der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde den öffentlichen Volksſchulen gleichzuachten iſt, 

4. ein Lehrer an einer von einer Synagogengemeinde unterhaltenen jüdiſchen Religions⸗ 
ſchule beſ ſchäftigt geweſen iſt, 

5. ein Lehrer in Jugendfürſorge und Jugendpflege hauptberuflich gegen Entgelt voll⸗ 
beſchäftigt geweſen iſt, 

6. ein Lehrer an einer öffentlichen Volkshochſchule oder an einer privaten Volkshochſchule, 
die nach Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde den öffentlichen Volkshochſchulen 
gleichzuachten iſt, vollbeſchäftigt war. 

(6) Iſt ein Lehrer als Lehrer oder Erzieher an einer anderen als der im Abſ. 5 unter 2 
genannten privaten Taubſtummen⸗, Blinden⸗, Idioten⸗, Waiſen⸗, Rettungs⸗ oder ähnlichen Anſtalt 
vollbeſchäftigt geweſen, ſo wird dieſe Beſchäftigung der an einer Privatſchule gleichbehandelt. 


§ 6. 
Anrechnung von Beſchäftigungen an privaten Schulen. 


(1) Über die Anrechnung der Beſchäftigung an preußiſchen Privatſchulen, in denen ſchul⸗ 
pflichtige Kinder in den Lehrgegenſtänden der öffentlichen Volksſchule unterrichtet werden, beſchließt 
die Schulaufſichtsbehörde. 

(2) Ausgeſchloſſen von der Anrechnung bleibt die Zeit, die vor dem Beginn des 21. Lebens⸗ 
jahres oder vor der Erlangung der Befähigung zur Erteilung von Unterricht an öffentlichen 
Volksſchulen fällt. 

(3) Vor der Anrechnung von Privatſchulzeit iſt eine Einzahlung an die Landesſchulkaſſe zu 
leiſten. Sie beträgt für jedes Jahr der Anrechnung für Lehrer 230 Nell und für Lehrerinnen 
210 RM. In beſonderen Fällen kann die Einzahlung mit Genehmigung des Unterrichtsminiſters 
ermäßigt werden. Ein Verzicht auf die Einzahlung iſt unzuläſſig. Wird ſie nicht ſofort in ganzer 
Summe, ſondern in Teilbeträgen geleiſtet, ſo kann nur der Teil der Privatſchulzeit angerechnet 
werden, der jeweils durch den bis dahin gezahlten Betrag gedeckt iſt. 

(4) Die nach den bisherigen Beſtimmungen bereits erfolgte Anrechnung von Privatſchul⸗ 
dienſtzeit wird hierdurch nicht berührt. 


8 7. 
A e g von außerpreußiſchem und Auslandsſchuldienſt. 

(1) Über die Anrechnung der im außerpreußiſchen öffentlichen oder privaten Schuldienſt oder 
an deutſchen Auslandsſchulen zugebrachten oder als Auslandsſchuldienſt im Einzelfalle anerkannten 
Zeit auf die Dienſtzeit im öffentlichen preußiſchen Schuldienſt wird von dem Unterrichtsminiſter 
in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter Beſtimmung getroffen. § 6 Abſ. 2 gilt entſprechend. 

(2) Die hiernach anzurechnende Zeit im außerpreußiſchen öffentlichen oder privaten Schul⸗ 
dienſt darf in der Regel zehn Jahre nicht überſteigen. Für die im Auslandsſchuldienſte zugebrachte 
Zeit gilt dieſe Beſchränkung nicht. 

(3) Die Vorſchriften in § 6 Abſ. 3 und 4 gelten für die Anrechnung privaten Schuldienſtes 
entſprechend. 


8 8. 
Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters nach Unterbrechung des 
Dienſtverhältniſſes. 


(1) Iſt ein Lehrer aus einer ihm endgültig übertragenen Stelle des öffentlichen Volks⸗ 
ſchuldienſtes freiwillig ausgeſchieden, ohne in eine andere Stelle des öffentlichen Schuldienſtes oder 
des anrechnungsfähigen Privatſchuldienſtes überzutreten, oder iſt er aus ſeinem früheren Dienſt⸗ 
verhältnis entlaſſen worden, ſo wird im Falle ſeiner Wiederanſtellung bei der Feſtſetzung des 
Beſoldungsdienſtalters und des Dienſteinkommens der neuen Stelle auf das frühere Beſoldungs⸗ 
dienſtalter und das frühere Dienſteinkommen des Lehrers in der Regel keine Rückſicht genommen. 
Lehrer, die ihre Stellen freiwillig aufgeben, ſind hierauf ausdrücklich hinzuweiſen. Soll von 
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drefer Regelung im Einzelfall abgewichen werden, fo entſcheidet hierüber der Unterrichtsminiſter 
in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter. 

(2) Falls eine Lehrerin infolge ihrer Verheiratung aus dem Schuldienſt ausgeſchieden iſt, 
können ihr beim ſpäteren Wiedereintritt in den Schuldienſt aus beſonderen Gründen die früheren 
Dienſtjahre angerechnet werden. Eine Anxechnung der Dienſtzeit, für die eine Abfindungsſumme 
gezahlt worden iſt, findet jedoch nicht ſtatt. 

(3) Lehrern, welche wegen Dienſtunfähigkeit in den Ruheſtand verſetzt worden ſind, muß im 
Falle ihrer ſpäteren Wiederanſtellung die frühere Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter an⸗ 
gerechnet werden. 

(4) Die auf Grund der Beſtimmungen der SS 6 und 7 erfolgte Anrechnung von Privatſchul⸗ 
dienſtzeit, außerpreußiſcher oder Auslandsſchuldienſtzeit iſt auch für den Anſpruch auf Ruhegehalt 
maßgebend. 

89. 
Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters. 

(1) Die Lehrer find von der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters ſchriftlich zu benachrichtigen. 

(2) Die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde über die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters 
iſt für die Beurteilung der vor den Gerichten geltend gemachten vermögensrechtlichen Dienſt⸗ 
einkommensanſprüche maßgebend. 


5. Wohnungsgeldzuſchuß. 
§ 10. 

(1) Die endgültig angeſtellten Lehrer erhalten einen Wohnungsgeldzuſchuß nach den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Preußiſches 
Beſoldungsgeſetzz. Bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Stellenzulage wird der Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß nach der Tarifklaſſe IV, ſonſt in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe nach der Tarif⸗ 
klaſſe V und von der vierten Dienſtaltersſtufe ab nach der Tarifklaſſe IV gewährt. 

(2) Verheiratete Lehrerinnen erhalten den Wohnungsgeldzuſchuß nur zur Hälfte. Sie erhalten 
keinen Wohnungsgeldzuſchuß, wenn der Ehemann als Lehrer, Beamter oder Angeſtellter des Reichs, 
eines Landes, einer Gemeinde oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechts einen 
Wohnungsgeldzuſchuß bezieht. 5 

(3) Ledige Lehrer erhalten an Stelle des Wohnungsgeldzuſchuſſes, der ſich nach Abſ. 1 ergeben 
würde, den der nächſtniedrigeren Tarifklaſſe. Verwitwete oder geſchiedene Lehrer gelten nicht als 
ledige Lehrer. i 2 Jap 

(4) Die Kürzung des Wohnungsgeldzuſchuſſes (Abſ. 3) findet nicht ſtatt bei den Lehrerinnen, 
deren Grundgehaltsſätze nach $ 2 Abſ. 3 dieſes Geſetzes gekürzt werden. 

f § 11. 

(1) Die Einreihung der Orte oder von Ortsteilen in die verſchiedenen Ortsklaſſen beſtimmt 
ſich nach dem Ortsklaſſenverzeichniſſe, wie es nach reichsgeſetzlicher Regelung für die Gewährung von 
Wohnungsgeldzuſchüſſen an die Reichsbeamten maßgebend iſt. 

(e) Der Unterrichtsminifter beſtimmt in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter, welcher Orts⸗ 
klaſſe ein außerhalb Deutſchlands gelegener, in dieſem Ortsklaſſenverzeichnis nicht enthaltener Ort, 
an dem preußiſche Lehrer ihren dienſtlichen Wohnſitz haben, zuzuweiſen iſt. 

§ 12. 

(1) Der Wohnungsgeldzuſchuß wird nach der Ortsklaſſe des dienſtlichen Wohnſitzes gewährt. 

(2) In Schulverbänden, zu denen Orte verſchiedener Ortsklaſſen gehören, gilt als dienſtlicher 
Wohnſitz der Ort, in dem ſich die Schule befindet. Sind mehrere Schulen in dem Verbande an ver⸗ 
ſchiedenen Orten vorhanden, ſo beſtimmt die Schulaufſichtsbehörde den Ort, deſſen Klaſſe für die 
Gewährung des Wohnungsgeldzuſchuſſes an alle in dem Verband angeſtellten Lehrer maßgebend 
zu ſein hat. 

f 0 Bei Verſetzungen ſowie bei Dienſtleiſtungen, die eine Verlegung des dienſtlichen Wohnſitzes 
zur Folge haben, wird der Wohnungsgeldzuſchuß vom Erſten des auf die Anderung des dienſtlichen 
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Wohnſitzes folgenden Monats nach dem Satze des Wohnungsgeldzuſchuſſes für den Verſetzungsort 
gezahlt. Findet die Anderung des dienſtlichen Wohnſitzes am erſten Werktage eines Monats ſtatt, ſo 
tritt der Wechſel im Satz des Wohnungsgeldzuſchuſſes ſchon mit dieſem Monat ein. a 

(4) Die bei Verſetzung an den Ort einer niedrigeren Ortsklaſſe eintretende Verminderung des 
Wohnungsgeldzuſchuſſes wird nicht als eine Verkürzung des Dienſteinkommens im Sinne des 8 87 
Nr. 1 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 
(Geſetzſamml. S. 465) angeſehen. 


6. Dienſtwohnung. 
§ 13. 

Wird einem Lehrer eine Dienſtwohnung zugewieſen, ſo iſt ſie ihm mit einem Betrage, den die 
Schulaufſichtsbehörde unter Mitwirkung der Lehrervertretung, des Schulverbandes, bei Stellen mit 
vereinigten Schul- und Kirchenämtern auch der Kirchengemeinde feſtſetzt, auf feine Dienſtbezüge an⸗ 
zurechnen. Dieſer Betrag ſoll dem am Wohnorte des Lehrers für Wohnungen derſelben Art zu 
zahlenden Mietspreiſe entſprechen und darf die Höhe des Wohnungsgeldzuſchuſſes nicht überſteigen. 


§ 14. 

(1) Die Einziehung einer Dienſtwohnung ift nur mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde 
zuläſſig. 

(2) Die Genehmigung kann nur erteilt werden, wenn genügend Mietwohnungen zu an⸗ 
gemeſſenen Preiſen in dem Schulverbande vorhanden ſind. 

(8) Auf dem Lande ſollen erſte Lehrer und e Lehrer in der Regel, bei Bedürfnis 
auch andere Lehrer Dienſtwohnungen erhalten. 

(4) Bei der Anlage und Veränderung von Dien h nudgen ſind die örtlichen Verhältniſſe 
und die Amtsſtellung des Wohnungsinhabers zu berückſichtigen. 

(5) Die von der Dienſtwohnung zu entrichtenden öffentlichen Laſten und Abgaben werden, 
ſoweit ſie nicht nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen dem 
Wohnungsinhaber zur Laſt fallen, von den Schulunterhaltungspflichtigen getragen. Dieſen liegt 
auch, unbeſchadet der Verpflichtung Dritter aus beſonderen Rechtstiteln, die bauliche Unterhaltung 
der Dienſtwohnung inſoweit ob, als ſie nicht nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten 
geltenden Beſtimmungen dem Wohnungsinhaber zur Laſt fallen. Von dem an den Schulverband 
gezahlten Anrechnungsſatze der Dienſtwohnung (§ 39 b) ſollen in Schulverbänden mit fünfund⸗ 
zwanzig oder weniger Schulſtellen 25 v. H. zu einer Rücklage für Bau- und Ausbeſſerungsarbeiten 
an der Dienſtwohnung angeſammelt werden. 


§ 15. 

(1) Als Zubehör von Dienſtwohnungen auf dem Lande ſoll, ſofern es nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen tunlich iſt, unter Anrechnung auf das Grundgehalt ein Hausgarten gewährt werden. 

(2) Wo die örtlichen Verhältniſſe es angebracht erſcheinen laſſen und ein Bedürfnis vorliegt, 
ſollen den Lehrern auf dem Lande Landnutzungen gewährt werden, welche dem durchſchnittlichen 
Bedürfnis einer Lehrerfamilie nach den örtlichen Wirtſchaftsbedingungen entſpricht. Zur Bewirt⸗ 
ſchaftung des Landes ſind erforderlichenfalls Wirtſchaftsgebäude herzuſtellen. Die von dem Schul⸗ 
lande zu entrichtenden öffentlichen Laſten und Abgaben werden von den Schulunterhaltungs⸗ 
pflichtigen getragen. 

(3) Die Landnutzung iſt mit einem angemeſſenen Betrage auf das Dienſteinkommen 
anzurechnen. 

(4) Eine Ablöſung von Landnutzungen bedarf der Zuſtimmung der Beteiligten und der Ge⸗ 
nehmigung der Schulaufſichtsbehörde. Die mangelnde Zuſtimmung Beteiligter zur Ablöſung von 
Landnutzungen, die über das Bedürfnis hinausgehen, kann auf Antrag der Schulaufſichtsbehörde 
durch den Kreisausſchuß und, ſofern es ſich um Stadtſchulen handelt, den Bezirksausſchuß erſetzt 
werden. Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes in erſter und zweiter Inſtanz iſt endgültig. 

(6) Wo mit einer Stelle ſonſtige Berechtigungen verbunden find, behält es dabei fein Bewenden. 
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7. Kinderbeihilfe. 


5 § 16. 
Die Kinderbeihilfe wird nach den gleichen Grundſätzen gewährt wie in dem Geſetz über die 
Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (§ 11 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes). 


8. Sondervergütungen. 


§ 17. 

(1) Beſondere in dieſem Geſetz nicht vorgeſehene Zulagen oder Vergütungen dürfen auch dann 
nicht gewährt werden, wenn damit Leiſtungen im Schulamte abgegolten werden ſollen, die über das 
feſtgeſetzte oder übliche Arbeitsmaß hinausgehen. 

(2) Außerordentliche Bewilligungen an einzelne Lehrer ſind nur aus beſonderen Gründen mit 
Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde zuläſſig. N 


9. Verbindung von Schul- und Kirchenamt. 
$ 18. 

() Die organifche Verbindung zwiſchen Schul und Kirchenamt iſt zu löſen. Jedem Lehrer 
iſt es geſtattet, das Kantoren- und Organiſtenamt freiwillig zu übernehmen. Die Übernahme 
ſonſtiger Kirchendienſte (niedere und höhere Küſterdienſte) iſt nicht geſtattet. Eine Anrechnung des 
durch die freiwillige Verwaltung des Kantoren- und Organiſtenamts erzielten Nebeneinkommens 
auf das Dienſteinkommen aus dem Schulamte darf nicht ſtattfinden. 

(2) Bis zur Löſung der organiſchen Verbindung wird dem Stelleninhaber eine beſondere ruhe⸗ 
gehaltsfähige Kirchenamtszulage gewährt. Sie wird nach den im 8 6 des Geſetzes über das Dienſt⸗ 
einkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen vom 26. Mai 1909 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 93) enthaltenen Vorſchriften bewilligt und feſtgeſetzt. 

(3) Bei Trennung des kirchlichen Amtes von dem Schulamte fällt die Kirchenamtszulage weg. 
Hat jedoch der Stelleninhaber ein mit einer Schulſtelle organiſch verbundenes Kirchenamt mindeſtens 
zehn Jahre ununterbrochen verwaltet, ſo erhält er von der zuletzt bezogenen Kirchenamtszulage ein 
Ruhegehalt, das ſich unter Zugrundelegung der im Kirchenamte verbrachten Dienſtzeit nach § 2 des 
Geſetzes, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, 
vom 6. Juli 1885 (Geſetzſamml. S. 298) in der Faſſung des Artikels III § 2 des Geſetzes vom 
10. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 317) berechnet. Das Ruhegehalt wird jedoch nicht gezahlt, wenn 
und ſolange der Stelleninhaber das Kirchenamt gegen eine neue beſondere Entſchädigung nebenbei 
weiter verſieht. Es fällt weg, wenn der Lehrer aus der von ihm bei Bewilligung des Ruhegehalts be⸗ 
kleideten Stelle freiwillig ausſcheidet, ohne in den dauernden Ruheſtand zu treten, oder in eine andere 


mit einem höheren Dienſteinkommen ausgeſtattete Stelle im öffentlichen Schuldienſte verſetzt wird. 


(4) Bei Verſetzung eines Lehrers auf eine andere Stelle gilt der Verluſt der Kirchenamtszulage 
nicht als eine Verkürzung des Dienſteinkommens im Sinne des § 87 Nr. 1 des Geſetzes, betreffend 
die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465). Die 
Vorſchrift im Abf. 3 gilt ſinngemäß. ER 

(5) Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 4 finden bei dauernder Verbindung eines Schulamts mit 
einem jüdiſchen Kultusamt ſinngemäß Anwendung. 


10. Naturalleiſtungen. 
0 „ § 19. 

() Wo bisher mit einer Schulſtelle Naturalleiſtungen, wie die Lieferung von Brennſtoff 
nebſt Anfuhr und Zerkleinerung, die Gewährung von Deputatgetreide und ſonſtige Leiſtungen 
verbunden waren, behält es dabei bis zu ihrer Ablöſung oder bis zur Aufhebung des bisherigen 
Gebrauchs ſein Bewenden. Die Ablöſung oder Aufhebung bedarf der Zuſtimmung der Beteiligten 
und der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. Die mangelnde Zuſtimmung Beteiligter kann 
auf Antrag der Schulaufſichtsbehörde durch den Kreisausſchuß, und, ſofern es ſich um Stadt⸗ 
ſchulen handelt, den Bezirksausſchuß erſetzt werden, wenn der Umfang der Naturalleiſtungen 
über das Bedürfnis hinausgeht. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes in erſter oder zweiter 
Inſtanz iſt endgültig. 25 e eee f Marg 
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(2) Wird eine Dienſtwohnung auf einem Dienſtgrundſtücke gewährt, kann die Schulaufſichts⸗ 
behörde, ſofern es bisher üblich war, die Beſchaffung des dem Bedarf entſprechenden Brennſtoffes 
für die Wohnung verlangen. Im übrigen wird an beſtehenden Verpflichtungen zur Beſchaffung, 
Anfuhr und Zerkleinerung von Brennſtoffen für die Schule oder die Schulſtelle nichts geändert. 

(3) Der Wert der Naturalleiſtungen ift mit einem angemeſſenen Betrag auf das Dienſt⸗ 
einkommen anzurechnen. 

() Der Unterrichtsminiſter erläßt in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter über die An⸗ 
rechnung der Dienſteinkünfte in Geld und Naturalleiſtungen, einſchließlich der Landnutzung, aber mit 
Ausſchluß der Dienſtwohnung, allgemeine Vorſchriften mit bindender Wirkung für die Schul⸗ 
verbände und die Lehrer ſowie für die Beſchlußbehörden. Unter Zugrundelegung dieſer Vorſchriften 
ſetzt die Schulaufſichtsbehörde von Amts wegen die Beträge feſt, mit denen die Dienſteinkünfte in 
Geld und Naturalleiſtungen auf das Dienſteinkommen des Lehrers anzurechnen ſind. Gegen dieſe 
Feſtſetzung ſteht den Beteiligten binnen zweier Wochen die Beſchwerde an den Kreisausſchuß und, 
ſofern es ſich um Stadtſchulen handelt, an den Bezirksausſchuß zu. Der Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes in erſter oder zweiter Inſtanz iſt endgültig. 

(5) Bei erheblicher Anderung der ihr zugrundeliegenden tatſächlichen Verhältniſſe iſt eine neue 
Feſtſetzung zuläſſig. 

(6) Für die Feſtſetzung des Ruhegehalts kommt das Dienſteinkommen als ſolches, nicht der 
Anrechnungswert feiner einzelnen Beſtandteile, in Betracht. 


II. Auftragsweiſe vollbeſchäftigte und einſtweilig angeſtellte Lehrer und Lehrerinnen. 


1. Grundvergütung. 
§ 20. 

(1) Die auftragsweiſe in freien planmäßigen Schulſtellen vollbeſchäftigten und die einſtweilig 
angeſtellten Lehrer erhalten im erſten und im zweiten Beſchäftigungsjahr eine Grundvergütung von 
2350 RAM, im dritten und vierten Beſchäftigungsjahr eine Grundvergütung von 2 500 RM und 
im fünften Beſchäftigungsjahr eine Grundvergütung von 2 650 RM jährlich. Die in nichtfreien 
Stellen auftragsweiſe oder vertretungsweiſe vollbeſchäftigten Lehrer erhalten die gleiche Grund⸗ 
vergütung wie die übrigen auftragsweiſe vollbeſchäftigten Lehrer; in beſonderen Fällen können Ab⸗ 
weichungen durch die Schulaufſichtsbehörde genehmigt werden. Lehrerinnen wird die Grund⸗ 
vergütung gekürzt um 10 vom Hundert. 

(2) Das Vergütungsdienſtalter beginnt mit dem Tage des Eintritts in den öffentlichen Schul⸗ 
dienſt, früheſtens aber vom Beginn des 21. Lebensjahres ab. Die Vorſchriften der $S 5 bis 7 über 
die Anrechnung von Dienſtzeiten und des § 8 über die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters nach 
Unterbrechung des Dienſtverhältniſſes gelten ſinngemäß. Ergeben ſich aus dieſer Berechnung der 
Dienſtzeit für einzelne Lehrer unverſchuldete Härten, ſo kann der Unterrichtsminiſter in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Finanzminiſter das Vergütungsdienſtalter nach der beſonderen Lage des Einzelfalles 
feſtſetzen. 

(3) Die Beſchäftigungsdauer ſoll fünf Jahre nicht überſteigen. Iſt ein Lehrer bis zur 
Vollendung des fünften Vergütungsdienſtjahres aus Gründen, die nicht in ſeiner Perſon liegen, 
noch nicht endgültig angeſtellt, ſo erhält er vom Beginn des ſechſten Vergütungsdienſtjahres ab eine 
Grundvergütung in Höhe des Anfangsgrundgehalts des endgültig angeſtellten Lehrers. Verzögert 
ſich die endgültige Anſtellung eines Lehrers ohne ſein Verſchulden über die Vollendung des ſiebenten 
Dienſtjahres hinaus, ſo kann der Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter 
beſtimmen, daß die Grundvergütung des Lehrers auch über das Anfangsgrundgehalt hinaus nach 
Dienſtaltersſtufen mit zweijähriger Aufrückungsfriſt weiterſteigt, jedoch nicht über den Satz von 
3 800 RAM, bei Lehrerinnen von 3 420 RM hinaus. 

(4) Die Leiter von Schulen mit ſechs oder mehr Klaſſen und die Leiter von beſonderen Ver⸗ 
anſtaltungen für körperlich oder geiſtig nicht normal entwickelte Kinder mit vier oder mehr auf⸗ 
ſteigenden Klaſſen, ſowie die Lehrkräfte, die die Anſtellungsfähigkeit für das höhere Schulamt oder 
das Pfarramt erlangt haben, erhalten auch bei einſtweiliger Anſtellung das Anfangsgrundgehalt 
oder, wenn ſie vor dem Übertritt in den Volksſchuldienſt ſchon an einem anderen Orte im öffent⸗ 
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lichen Schuldienſt endgültig angeſtellt waren, das ihrem Dienſtalter als Lehrer entſprechende Grund⸗ 
gehalt. Daneben erhalten ſie gegebenenfalls die ruhegehaltsfähigen Stellenzulagen nach § 3 dieſes 
Geſetzes. 

§ 21. 

(1) Die höheren Grundvergütungsſätze (§ 20 Abſ. 1 bis 3) werden vom Erſten des Kalender⸗ 
monats ab gezahlt, in den der Eintritt in das neue Vergütungsdienſtjahr fällt. 

(2) Das Aufrücken in der Grundvergütung kann verſagt werden, wenn das dienſtliche oder 
außerdienſtliche Verhalten des Lehrers in erheblichem Maße zu beanſtanden iſt. 

(3) Vor der Verfügung iſt dem Lehrer Gelegenheit zu geben, ſich über die Gründe der 
beabſichtigten Maßregel zu äußern. Wird das Aufrücken verſagt, fo find ihm die Gründe ſchriftlich 
mitzuteilen. 

(4) Gegen die Verfügung ſteht dem Lehrer die Beſchwerde an den Unterrichtsminiſter zu, 
ſofern die Verfügung nicht von dieſem ſelbſt erlaſſen iſt. 

(5) Nach Behebung der Beanſtandungen iſt der vorläufig verſagte Grundvergütungsſatz zu 
gewähren, und zwar vom Erſten des Monats ab, in dem die Gewährung ausgeſprochen wird. Nur 
aus beſonderen Gründen iſt ſie von einem früheren Zeitpunkt ab zuläſſig. Sie bedarf der Ge⸗ 
nehmigung des Unterrichtsminiſters. 

(6) Die einſtweilige Verſagurg der Aufrückung hat für ſich allein nicht die Wirkung, daß 
dadurch der Zeitpunkt für das Aufſteigen in die nächſthöhere Vergütungsſtufe hinausgeſchoben wird. 


2. Wohnungsgeldzuſchuß. 
§ 22. 

Die auftragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilig angeſtellten Lehrer erhalten neben der 
Grundvergütung den Wohnungsgeldzuſchuß, den ſie als endgültig angeſtellte Lehrer in der erſten 
Dienſtaltersſtufe beziehen würden. 

§§ 10, 11 und 12 finden Anwendung. 


3. Dienſtwohnung. 
§ 23. 


Wird den auftragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilig angeſtellten Lehrern eine Dienſt⸗ 
wohnung zugewieſen, fo gelten die 88 13, 14 und 15 ſinngemäß. 


4. Kinderbeihilfe. 
8 24. 


Den auftragsweiſe vollbeſchäftigten und den einſtweilig angeſtellten Lehrern wird die gleiche 
Kinderbeihilfe gewährt wie den endgültig angeſtellten Lehrern. 


5. Sondervergütungen. 
§ 25. 
Für die auftragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilig angejtellten Lehrer finden die 88 175 
18, 19 und 32 ſinngemäß Anwendung. 


III. Ruhegehalt, Wartegeld und Hinterbliebenenbezüge. 


1. Anderung des Lehrerruhegehaltsgeſetzes. 
1 82500 8 26. 

Das Geſetz, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Volksſchulen vom 6. Juli 1885 (Geſetzſamml. S. 298) in der Faſſung des Geſetzes vom 10. Juni 
1907 (Geſetzſamml. S. 133) mit feinen Ergänzungsgeſetzen wird wie folgt geändert: 

1. An Stelle des Artikels I § 4 treten folgende Vorſchriften: 
(1) Das Ruhegehalt wird von dem auf Grund des Volksſchullehrerbeſoldungs⸗ 
geſetzes zuletzt bezogenen Dienſteinkommen berechnet, ſoweit es aus Grundgehalt oder 
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Grundvergütung und Wohnungsgeldzuſchuß beſteht. Der Wohnungsgeldzuſchuß wird 
mit dem ungekürzten Satze der Ortsklaſſe B angerechnet, und zwar auch dann, wenn 
der Lehrer einen Wohnungsgeldzuſchuß nicht oder nur teilweiſe bezogen hat. § 10 
Abſ. 3 und Abſ. 4 des Volksſchullehrerbeſoldungsgeſetzes gilt entſprechend. Ruhe⸗ 
gehaltsfähig find ferner die zuletzt bezogenen Stellenzulagen (§ 3 des Volksſchullehrer⸗ 
beſoldungsgeſetzes) und die Kirchenamtszulage ($ 18 des Volksſchullehrerbeſoldungs⸗ 
geſetzes). 

(2) Andere Beträge und Nebenbezüge, insbeſondere auch Aufwands⸗ 
entſchädigungen und die Kinderbeihilfen, ſind nicht ruhegehaltsfähig. 

2. Artikel 1 8 6 erhält folgenden Abſatz 3: 

(3) Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt ferner die Zeit in Anrechnung, die 
einem Lehrer auf Grund des § 5 Abſ. 5 und 6 und der SS 6 und 7 des Volksſchul⸗ 
lehrerbeſoldungsgeſetzes auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet iſt. 

3. Im Artikel 1 § 15 iſt zu ſetzen an Stelle des „Unterrichtsminiſters“ und „den Unter⸗ 
richtsminiſter“ des „Oberpräſidenten“ und „den Oberpräſidenten“. 
4. Artikel IS 17 erhält folgende Faſſung: 

Das Ruhegehalt wird monatlich im voraus durch die Landesſchulkaſſe an die 
Bezugsberechtigten unmittelbar gezahlt (§ 39 Abſ. 3 des Volksſchullebrerbeſoldungs⸗ 
geſetzes). Der Finanzminiſter kann beſtimmen, daß das Ruhegehalt bei Überweiſung 
auf ein Konto vierteljährlich im voraus gezahlt werden darf. 

5. Artikel IS 25 Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 

(4) Die Zahlung kann auf Verfügung dieſer Behörde auch dann ſtattfinden, 
wenn der penſionierte Lehrer oder die penſionierte Lehrerin Verwandte der auf⸗ 
ſteigenden Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er 
(ſie) ganz oder überwiegend geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt, oder wenn und 
ſoweit der Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der 
Beerdigung zu decken. 


2. Anderungdes Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes. 


§ 27. N 
Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Lehrer an den öffentlichen 
Volksſchulen, vom 4. Dezember 1899/10. Juni 1907 (Geſetzſamml. S. 587/S. 137) in der Faſſung 
des Artikels V des Geſetzes vom 10. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 317) mit feinen Ergänzungs⸗ 
geſetzen wird wie folgt geändert: 
1. § 3 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) Das Witwengeld ſoll jedoch, vorbehaltlich der im § 5 verordneten Be⸗ 
ſchränkung, nicht hinter einem Drittel des niedrigſten ruhegehaltsfähigen Dienſt⸗ 
einkommens aus der Beſoldungsgruppe A 12 der aufſteigenden Gehälter der 
unmittelbaren Staatsbeamten zurückbleiben. Der Jahresbetrag des Witwen- und 
Waiſengeldes iſt, jedes für ſich, auf volle drei Reichsmark nach oben abzurunden. 

2. Im S 7a tritt an die Stelle des angezogenen Artikels IS 20 Abſ. 3 des Geſetzes vom 
6. Juli 1885 in der Faſſung des § 25 Nr. 5 des Volksſchullehrer-Dienſteinkommens⸗ 
geſetzes vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 623) und des Artikels III § 5 des 
Geſetzes vom 10. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 317) „Artikel I § 20 a des Geſetzes 
vom 6. Juli 1885 in der Faſſung des § 31 Nr. 3 des Geſetzes vom 25. März 1926 
(Geſetzſamml. S. 105)“. 

3. § 10 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Das Witwen⸗ und Waiſengeld wird monatlich im voraus durch die Landes⸗ 
ſchulkaſſe an die Bezugsberechtigten unmittelbar gezahlt (§ 39 Abſ. 3 des Volks⸗ 
ſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetzes). An wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt 
die Schulaufſichtsbehörde. ö 5 
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3. Anderung des Ruhegehalts, Wartegeldes und der 
Hinterbliebenenbezüge. 
§ 28. 

Das Ruhegehalt und das Wartegeld der zum 1. Oktober 1927 oder zu einem früheren Zeit⸗ 
punkte in den dauernden oder einſtweiligen Ruheſtand verſetzten Lehrer, ebenſo das Witwen- und 
Waiſengeld der Hinterbliebenen dieſer Lehrer und der vor dem 1. Oktober 1927 im Amte ver- 
ſtorbenen Lehrer wird mit Wirkung vom 1. Oktober 1927 nach Maßgabe der Beſtimmungen für 
die unmittelbaren Staatsbeamten ($$ 19 flg. des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes) erhöht. Auf die 
Erhöhung kommt für die Schulleiter, die vom 1. April 1927 ab ruhegehaltsfähige Ausgleichs⸗ 
zulagen aus der Staatskaſſe bezogen haben und zum 1. Oktober 1927 oder zu einem früheren 
Zeitpunkt in den Ruheſtand getreten ſind, der Teil ihres Ruhegehalts in Anrechnung, der von 
dieſer Ausgleichszulage berechnet iſt. Iſt dieſer Teilbetrag höher als die Erhöhung des Ruhegehalts, 
die ſich nach der vorſtehenden Beſtimmung ergibt, ſo wird der höhere Betrag gewährt. 


4. Kinderbeihilfe an Ruhegehalts⸗, Wartegeldempfänger 
und Hinterbliebene. 
§ 29. n 
Die im § 16 vorgeſehene Kinderbeihilfe wird in der gleichen Weiſe unter den gleichen Vor⸗ 
ausſetzungen den einſtweilig oder dauernd in den Ruheſtand verſetzten Lehrern ſowie für die 
Kinder der im Amte oder Ruheſtande verſtorbenen Lehrer gewährt. 


IV. Gnadenbezüge. 
§ 30. 

(1) Hinſichtlich der Gewährung von Gnadenbezügen an die Hinterbliebenen eines an einer 
öffentlichen Volksſchule angeſtellten Lehrers finden die für die unmittelbaren Staatsbeamten be⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen entſprechend Anwendung. Auch den ehelichen Nachkommen einer Lehrerin 
ſteht der Anſpruch auf Gnadenbezüge zu. 

(2) An wen die Gnadenbezüge zu leiſten ſind, beſtimmt die Schulaufſichtsbehörde. 


§ 31. 

(]) Im Genuſſe der Dienſtwohnung iſt die hinterbliebene Familie, welche mit dem Ver⸗ 
ſtorbenen die Wohnung geteilt hat, nach Ablauf des Sterbemonats noch drei Monate zu belaſſen. 
Hinterbleibt eine ſolche Familie nicht, ſo iſt denen, auf die der Nachlaß übergeht, eine vom Todestag 
an zu rechnende 30 tägige Friſt zur Räumung der Dienſtwohnung zu gewähren. 

(2) In jedem Falle muß auf Erfordern der Schulaufſichtsbehörde demjenigen, welcher mit 
der Verwaltung der Stelle beauftragt iſt, ohne Anſpruch auf Entſchädigung in der Dienſtwohnung 
ein Unterkommen gewährt werden. 


V. Zahlungsweiſe des Dienſteinkommens. 
§ 32. 
(1) Die Dienſtbezüge der Lehrer, ſoweit fie in feſten Barbezügen beſtehen, werden monatlich 
im voraus gezahlt. Der Finanzminiſter kann beſtimmen, daß die Dienſtbezüge der endgültig 
angeſtellten Lehrer bei Überweiſung auf ein Konto vierteljährlich im voraus gezahlt werden dürfen. 
(2) Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, Vorſchriften über die Abrundung der auszuzahlenden 
Beträge zu erlaſſen. b 
VI. Umzugs⸗ und Reiſekoſten. 
8 33. f 
(1) Die Lehrer an den öffentlichen Volksſchulen erhalten bei Verſetzungen eine Vergütung 
oder Beihilfe für Umzugskoſten aus der Landesſchulkaſſe nach den für die unmittelbaren Staats⸗ 
beamten geltenden Grundſätzen. Erfolgt die Verſetzung auf Antrag des Schulverbandes, ſo hat 
dieſer der Landesſchulkaſſe die Koſten des Umzugs zu erſtatten. f AR 
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(2) Bei Verſetzungen gilt der Verluſt einer Dienſtwohnung nebſt Hausgarten oder die Ver⸗ 
ringerung des Wohnungsgeldzuſchuſſes (§ 12 Abſ. 4) nicht als Verringerung des Dienſt⸗ 
einkommens. 

(3) Bei Dienſtreiſen, die infolge eines beſonderen im Einzelfalle erteilten Auftrages der 
Schulaufſichtsbehörde ausgeführt werden und für die beſondere Mittel nicht zur Verfügung ſtehen, 
erhalten die Lehrer Fahrkoſten und Tagegelder (Übernachtungsgelder) nach den für die unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten geltenden Grundſätzen. 


VII. Rechtsweg. 
§ 34. 
Auf die Lehrer an den öffentlichen Volksſchulen finden die Beſtimmungen des erſten 
Abſchnitts des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtswegs, vom 24. Mai 1861 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 241) mit folgender Maßgabe Anwendung: 

1. Die Klage iſt gegen die Landesſchulkaſſe, vertreten durch den Kaſſenanwalt, und ſoweit 
es ſich um Leiſtungen handelt, für die die Schulunterhaltungsvflichtigen unmittelbar 
einzutreten haben, gegen dieſe zu richten. 

2. Im Falle des § 2 a. a. O. tritt an die Stelle des Verwaltungschefs der Oberpräſident, 
in den Hohenzollernſchen Landen der Unterrichtsminiſter. 

3. Bei der richterlichen Beurteilung ſind die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgten Feſt⸗ 
ſetzungen über die Dienſtbezüge der Stelle, insbeſondere über die Höhe des Grundgehalts 
und der Grundvergütung, der Stellenzulagen, der Kirchenamtszulage, des Wohnungs: 
geldzuſchuſſes und der Kinderbeihilfe, über Dienſtwohnung, Dienſtland, Natural⸗ 
leiſtungen ſowie über die Anrechnung von Dienſtbezügen auf das Grundgehalt zugrunde 
zu legen. 


VIII. Auseinanderſetzung bei Lehrerwechſel. 
f § 35. 

(1) Bei Streitigkeiten zwiſchen dem abgehenden Lehrer oder den Erben des verſtorbenen 
Lehrers und dem anziehenden Lehrer oder dem Schulverband über die Auseinanderſetzung wegen 
der Landnutzung, der Naturalleiſtungen, der Dienſtwohnung einſchließlich des Hausgartens oder 
des baren Dienſteinkommens trifft die Schulaufſichtsbehörde, vorbehaltlich des Rechtswegs, eine 
im Verwaltungswege vollſtreckbare einſtweilige Entſcheidung. Bei Verſetzungen kann ſie anordnen, 
daß die von dem Lehrer zuviel erhobenen Beträge für ſeine Rechnung den Schulunterhaltungs⸗ 
pflichtigen unmittelbar aus den Bezügen erſtattet werden, welche der Lehrer in der neuen Schul⸗ 
ſtelle zu empfangen hat. 

(2) Die Schulaufſichtsbehörde iſt befugt, die Entſcheidung allgemein den ihr nachgeordneten 
Behörden zu übertragen. 


IX. Aufbringung der perſönlichen Volksſchullaſten. 
Landesſchulkaſſe. 
§ 36. 

(1) Alle Schulverbände (Schulgemeinden) werden zum Ausgleiche der perſönlichen Volksſchul⸗ 
laſten zu einer Landesſchulkaſſe vereinigt. Dieſe iſt als Rechtsnachfolgerin der früheren Volks⸗ 
ſchullehrer-Alterszulage⸗, Ruhegehalts- und Witwen⸗ a Waiſenkaſſen Trägerin ihres Vermögens 
und ihrer Verbindlichkeiten. 

(2) Die Landesſchulkaſſe erhält die erforderlichen Geldmittel: 

a) durch Staatsbeiträge (Beſoldungsbeiträge) — 88 41 und 42; 
b) durch Schulverbands⸗(Schulgemeinde⸗) Beiträge — 88 43, 44 und 45; 
c) durch ſonſtige Einnahmen. 

§ 37. 

() Die Landesſchulkaſſe beſitzt die Rechte der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. Sie 
wird von dem Unterrichtsminiſter und dem Finanzminiſter verwaltet und von ihnen nach außen 
vertreten, ſoweit die Vertretung nicht dem Kaſſenanwalt zuſteht ($ 38 Abf. 3 Satz J). 


Preuß. Geſetzſammlung 1928. Nr. 22, ausgegeben am 5. 5. 28. 137 


2) Die Kaſſengeſchäfte werden durch die Generalſtaatskaſſe und die ihr unterſtellten Kaſſen 
unentgeltlich geführt. 


§ 38. 

() Zur Wahrnehmung der Rechte der Schulverbände (Schulgemeinden) bei der Verwaltung 
der Kaſſe werden von dem Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter ein Kaſſen⸗ 
anwalt und ein oder mehrere Stellvertreter ernannt. Die Vergütungen des Kaſſenanwalts, ſeiner 
Stellvertreter ſowie der ihm etwa beigegebenen Beamten und Hilfskräfte werden von dem Unter⸗ 
richtsminiſter und dem Finanzminiſter feſtgeſetzt. 

(2) Der Kaſſenanwalt iſt berechtigt, die Berechnung der Beitragsſätze (§ 44) zu prüfen. Die 
Feſtſetzung bedarf ſeiner Zuſtimmung. 

() Der Kaſſenanwalt hat die Aufgabe, ſich davon zu überzeugen, daß die Verwaltung der 
Landesſchulkaſſe ordnungsmäßig geführt wird. Er iſt berechtigt, Einſicht in die Verwaltungen 
der Schulverbände zu nehmen, ſoweit die Verwaltung der Landesſchulkaſſe damit im Zuſammen⸗ 
hang ſteht. Verträge, welche die Landesſchulkaſſe abſchließt, bedürfen ſeiner Zuſtimmung. In 
Zivilprozeſſen und im Verwaltungsſtreitverfahren vertritt er die Landesſchulkaſſe vor Gericht. 

(4) Der Kaſſenanwalt beſtellt nach Bedarf bei den Regierungen und dem Provinzialſchul⸗ 
kollegium in Berlin einen Beauftragten, der nach ſeiner Weiſung die Befugniſſe des Kaſſenanwalts 
gegenüber den Bezirks⸗, Kreis⸗ und Ortsbehörden wahrnimmt. Von jeder Feſtſetzung von Ruhe⸗ 
gehalt, Wartegeld und Witwen- und Waiſengeld iſt dem Haſſenanwalt oder, wo ein Beauftragter 
beſtellt iſt, dieſem Kenntnis zu geben. Auf Verlangen des Kaſſenanwalts oder des Beauftragten 
iſt ihm zur Prüfung der Feſtſetzung Einſicht in die Rechnungsgrundlagen zu gewähren. Gegen 
die Feſtſetzung des Ruhegehalts, Wartegeldes oder des Witwen- und Waiſengeldes ſteht dem Kaſſen⸗ 
anwalt oder ſeinem Beauftragten innerhalb eines Monats nach Mitteilung der Feſtſetzung die 
Beſchwerde an den Oberpräſidenten und gegen deſſen Beſcheid binnen ſechs Wochen an den Unter⸗ 
richtsminiſter und den Finanzminiſter zu. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 

{ 9.44 „15 
(1) Die Landesſchulkaſſe übernimmt: § 39. N 1.1 

(1) Die Landesſchukkaſſe übernimmt: a”, 19} uw 

a) die Zahlung der nach dem Geſetz zu gewährenden baren Dienſtbezüge einſchließlich der 
Stellenzulagen, Kirchenamtszulagen, des örtlichen Sonderzuſchlags und der Kinder⸗ 
beihilfen an die Lehrer, ſoweit ſie in planmäßigen Stellen angeſtellt oder in freien 
planmäßigen Stellen vollbeſchäftigt werden, ſowie der Gnadenbezüge; 

b) die Erſtattung des Wertes der den Stelleninhabern auf ihr Dienſteinkommen ange⸗ 
rechneten Landnutzung, Naturalleiſtungen und anderen Dienſtbezüge oder einer 
Dienſtwohnung an die Schulverbände (Schulgemeinden); 

e) die Zahlung des Ruhegehalts, auch des Ruhegehalts aus der Kirchenamtszulage 
($ 18 Abſ. 3 und 4), des Wartegeldes und der Hinterbliebenenbezüge einſchließlich der 
Gnadenbezüge ſowie der Hinterbliebenenbezüge, zu deren Zahlung die Stadt Berlin 
und die nach § 15 des Geſetzes vom 4. Dezember 1899, betreffend die Fürſorge für die 
Witwen und Waiſen der Lehrer an öffentlichen Volksſchulen (Geſetzſamml. S. 587), 
einer Volksſchullehrer-Witwen⸗ und Waiſenkaſſe nicht angeſchloſſenen Schulverbände 
verpflichtet ſind; g 

d) die Vergütung der Umzugskoſten (§ 33 Abſ. 1) ſowie der nach § 33 Abſ. 3 zu zahlenden 
Reiſekoſten bei Dienſtreiſen; 

e) die Vergütung der Lehrer, die mit der vertretungsweiſen Verwaltung von Schulſtellen 
beauftragt ſind, deren Inhaber an der Ausübung ihres Amtes durch ihre Tätigkeit 
als Mitglieder des Reichstages oder des Preußiſchen Landtages behindert ſind; 

f) die Vergütung der vertretungsweiſe beſchäftigten Lehrer, wenn der Stelleninhaber vom 
Amte ſuspendiert iſt und eine Vertretung durch andere Lehrer desſelben Schulverbandes 
nicht möglich iſt. In dieſen Fällen bedarf es zur Übernahme der Vertretungskoſten auf 

3 die Landesſchulkaſſe der Zuſtimmung des Kaſſenanwalts. Die Zahlung der Ver⸗ 

tretungskoſten erfolgt ſodann aus der Landesſchulkaſſe vorbehaltlich der Rückerſtattung, 
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ſofern und ſoweit der einbehaltene Teil des Dienſteinkommens nach Abſchluß des 
Diſziplinarverfahrens zur Deckung der Vertretungskoſten verwendet werden kann; 

g) die Gewährung von Notſtandsbeihilfen und Unterſtützungen an die im Dienſte befind⸗ 
lichen Lehrer, die Ruhegehalts⸗ und Wartegeldempfänger und die Hinterbliebenen. 
Der Geſamtbetrag der aus der Landesſchulkaſſe zu bewilligenden Unterſtützungen darf 
die von dem Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter feſtzuſetzende 
Summe nicht überſteigen. 

(2) Die Dienſtbezüge der Lehrer (a und b), die Umzugs⸗ und Reiſekoſten (d), die Vertretungs⸗ 
entſchädigungen (e und k) ſowie die Notſtandsbeihilfen und Unterſtützungen (g) werden von der 
Landesſchulkaſſe an die Bezugsberechtigten gezahlt. Die Schulaufſichtsbehörde kann für einzelne 
Schulverbände (Schulgemeinden) und auch für einzelne Lehrer Zahlung durch Vermittlung der 
Schulkaſſen oder der Gemeindekaſſen erfolgen laſſen, ohne daß dafür eine Entſchädigung gezahlt 
wird. Die vorbezeichneten Kaſſen haben auch auf Grund einer allgemeinen Anweiſung des Unter⸗ 
richtsminiſters oder der Schulaufſichtsbehörde Zahlungsliſten aufzuſtellen und danach zu zahlen. 
Das Zahlungsgeſchäft umfaßt auch die Rechnungslegung, die Arbeiten für den reichsgeſetzlichen 
Steuerabzug und die ſonſtigen mit dem Zahlgeſchäft verbundenen Arbeiten. 

(3) Die Ruhegehälter, Wartegelder und Hinterbliebenenbezüge (e) werden in der Regel 
unmittelbar an die Bezugsberechtigten gezahlt. 


§ 40. 


(1) Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr wird der Bedarf der Kaſſe nach den 
wirklichen Ausgaben an Dienſtbezügen, Ruhegehältern, Wartegeldern und Hinterbliebenenbezügen 
ſowie an ſonſtigen Ausgaben im vorhergehenden Rechnungsjahr unter Berückſichtigung der voraus⸗ 
ſichtlichen Steigerung oder Verminderung der Ausgaben von dem Unterrichtsminiſter und dem 
Finanzminiſter feſtgeſtellt. Dieſe ſind ermächtigt, der Bedarfsberechnung ein durchſchnittliches 
Dienſteinkommen zugrunde zu legen. Bei der Feſtſtellung des Bedarfs ſind auch die vorausſichtlichen 
Verwaltungskoſten, auch die des Kaſſenanwalts, ſowie eine angemeſſene Betriebsrücklage zu 
berückſichtigen. 

(2) Bei erheblicher Anderung der Dienſtbezüge kann der Bedarf im Laufe des Rechnungs⸗ 
jahres von neuem berechnet und verteilt werden. 

(3) Erſparniſſe oder Fehlbeträge eines Rechnungsjahres ſind in der Bedarfsberechnung für das 
dem Kaſſenabſchluſſe folgende Rechnungsjahr abzuſetzen oder zuzuſetzen. 


§ 41. 
00 Der Staat zahlt an die Landesſchulkaſſe — mit der aus $ 42 ſich ergebenden Ein⸗ 
ſchränkung — 

a) ein Viertel des den endgültig und einſtweilig angeſtellten Lehrern ſowie den in freien 
planmäßigen Schulſtellen auftragsweiſe vollbeſchäftigten Lehrern zuſtehenden und der 
Bedarfsberechnung (8 40) zugrunde gelegten Betrages an Grundgehalt oder Grund— 
vergütung (§8 2 und 20), Stellenzulagen (§ 3), Wohnungsgeldzuſchuß (88 10 und 22) 
und Kinderbeihilfe (58 16 und 24), einſchließlich des Wertes, mit dem Landnutzung, 
Naturalleiſtungen oder andere Dienſtbezüge ſowie eine Dienſtwohnung dem einzelnen 
Stelleninhaber auf ſein Dienſteinkommen angerechnet werden; 

b) ein Viertel der im laufenden Rechnungsjahre tatſächlich gezahlten Ruhegehälter, 
Wartegelder, Witwen⸗ und Waiſenbezüge, einſchließlich der Kinderbeihilfen und der 
noch gewährten Frauenbeihilfen, aber ausſchließlich der Ruhegehälter für die Lehrer, 
die aus einer Stelle an einer öffentlichen mittleren Schule in den Ruheſtand getreten 
find und bis Ende März 1920 ihr Ruhegehalt aus der früheren Volksſchullehrer⸗ 
Ruhegehaltskaſſe bezogen haben; 

e) einen durch den Staatshaushaltsplan feſtzuſetzenden Betrag zu Notſtandsbeihilfen und 
Unterſtützungen. 

(2) Außer Betracht bleiben neu errichtete Stellen, bis 5 durch eine beſondere Lehrkraft 
verſehen werden. i 
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§ 42. 

(1) Beſtehen in einem Schulverbande (Schulgemeinde) am 1. Februar vor Beginn des 
Rechnungsjahres mehr Schulſtellen, als für je 60 Kinder erforderlich ſind, ſo berechnet ſich der 
Staatsbeitrag nach dem Dienſteinkommen der für je 60 Kinder erforderlichen Stellen. Bei der 
Feſtſtellung der Stellenzahl bleiben neu errichtete Schulſtellen außer Betracht, bis ſie durch eine 
beſondere Lehrkraft verſehen werden. Iſt die Zahl der Schulkinder in ſolchen Schulverbänden 
durch 60 nicht teilbar, ſo wird bei den Schulverbänden (Schulgemeinden) mit nicht mehr als 
7 Schulſtellen angenommen, daß die nächſthöhere durch 60 teilbare Zahl von Schulkindern vor⸗ 
handen wäre. Die Zahl der ſich danach ergebenden nicht ſtaatsbeitragsberechtigten Stellen bleibt 
für das laufende Rechnungsjahr unverändert. Bei der Feſtſtellung der Kinderzahl ſind auch ſolche 
nicht reichsangehörige die Volksſchule beſuchende Kinder mit zu berückſichtigen, die nach § 6 Abf. 2 
Satz 2 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28. Juli 1906 (Geſetzſamml. S. 335) in der Faſſung 
des Geſetzes vom 18. April 1928 (Geſetzſamml. S. 88) von der Entrichtung eines Fremden⸗ 
ſchulgeldes befreit find (§ 46 Abſ. 1). 

(2) Sind in einem Schulverband auf Grund geſetzlicher Vorſchrift Volksſchulen verſchiedener 
Bekenntniſſe vorhanden, ſo iſt der Betrag, von dem der Staat ein Viertel zur Landesſchulkaſſe zu 
zahlen hat, für die Volksſchulen der verſchiedenen Bekenntniſſe ohne Rückſicht auf die anderen 
Schularten beſonders feſtzuſtellen. 

(6) Das gleiche gilt, wenn ein Schulverband mit insgeſamt nicht mehr als ſieben Schulſtellen 
wegen weiter räumlicher Entfernung oder unzulänglicher Wegeverbindungen nach Entſcheidung der 
Schulaufſichtsbehörde gezwungen iſt, mehrere Schulen desſelben Bekenntniſſes zu unterhalten. 


§ 43. 
Zur Aufbringung des durch den Staatsbeitrag und die ſonſtigen Einnahmen nicht gedeckten 
Bedarfs der Landesſchulkaſſe ſind die Schulverbände (Schulgemeinden) verpflichtet. Die Beiträge 
der Schulverbände find erforderlichenfalls im Verwaltungszwangsverfahren beizutreiben. 


§ 44. 

(1 Der Beitragsſatz wird von dem Unterrichtsminiſter und dem Finanzminiſter berechnet 
und nach Zuſtimmung des Kaſſenanwalts feſtgeſetzt. Die Bekanntgabe des Beitragsſatzes erfolgt in 
den einzelnen Regierungsamtsblättern oder in den amtlichen Schulblättern, für den Bezirk der 
Stadt Berlin im Amtsblatt oder im amtlichen Schulblatt für den Stadtkreis Berlin. Die Bekannt⸗ 
machung muß auch die Sätze für die Zahlungen enthalten, welche nach $ 45 für die einzelnen Arten 
von Schulſtellen und welche von den Schulverbänden (Schulgemeinden) zu leiſten ſind, deren Lehrer 
den Wohnungsgeldzuſchuß der Sonderklaſſe und der Ortsklaſſe A erhalten. 

(2) Die Zahl der für die Aufbringung der Beiträge maßgebenden Schulſtelleneinheiten (§ 45 
Abſ. 4) wird von der Schulaufſichtsbehörde für die Dauer von drei Jahren feſtgeſetzt und den 
einzelnen Schulverbänden (Schulgemeinden) ſowie dem Kaſſenanwalt oder ſeinem Beauftragten 
ſchriftlich mitgeteilt. Treten nachträglich Anderungen in den Schulſtellen ein, ſo ſind die Schul⸗ 
ſtelleneinheiten für die betreffenden Schulverbände (Schulgemeinden) von neuem feſtzuſetzen und in 
gleicher Weiſe bekanntzugeben. Gegen die Feſtſetzung der auf den einzelnen Schulverband (Schul⸗ 
gemeinde) entfallenden Schulſtelleneinheiten ſteht den Schulverbänden (Schulgemeinden) und dem 
Kaſſenanwalt oder ſeinem Beauftragten binnen 4 Wochen vom Tage der Bekanntgabe der Schul⸗ 
ſtelleneinheiten an der Einſpruch bei der Schulaufſichtsbehörde und gegen deren Beſcheid binnen 
2 Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirksausſchuß offen. Die Klage iſt 
gegen die Schulaufſichtsbehörde und gegen die Landesſchulkaſſe zu richten. 

(3) Einſpruch und Klage können nur darauf geſtützt werden, daß die Berechnung des Beitrags 
nicht richtig oder eine Verpflichtung zur Beitragszahlung überhaupt nicht gegeben ſei. Eine 
Anfechtung der Berechnung des Kaſſenbedarfs iſt nicht zuläſſig. 

§ 45. 

(1) Der Bedarf der Landesſchulkaſſe (§ 40) wird zunächſt durch den Staatsbeitrag, durch 
Überweiſung von Mitteln aus dem Finanzausgleichsgeſetz oder dem Preußiſchen Ausführungsgeſetz 
zum Finanzausgleichsgeſetz und durch ſonſtige Einnahmen gedeckt. 1 


140 Preuß. Geſetzſammlung 1928. Nr. 22, ausgegeben am 5. 5. 28. 


(2) Schulverbände (Schulgemeinden), in denen Kirchenamtszulagen (§ 18) gewöhrt werden, 
haben die im Laufe des Rechnungsjahres zu zahlenden Kirchenamtszulagen mit einem Zuſchlage 
von 20 v. H. an die Landesſchulkaſſe einzuzahlen. 

(8) Schulverbände (Schulgemeinden), deren Lehrer den Wohnungsgeldzuſchuß der Sonderklaſſe 
oder der Ortsklaſſe A oder örtliche Sonderzuſchläge erhalten, haben einen beſonderen Beitrag an 
die Landesſchulkaſſe zu zahlen. Dieſer Beitrag wird feſtgeſetzt beim Wohnungsgeldzuſchuß für jede 
vorhandene Schulſtelle auf den Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem einem Lehrer im Anfangsgrund⸗ 
gehalte zu zahlenden Wohnungsgeldzuſchuß in der Sonderklaſſe oder in der Ortsklaſſe A und dem 
einem ſolchen Lehrer zu zahlenden Wohnungsgeldzuſchuß in der Ortsklaſſe B, bei den örtlichen 
Sonderzuſchlägen auf den Betrag des für einen Lehrer (Lehrerin) im Anfangsgrundgehalte zu 
zahlenden örtlichen Sonderzuſchlages. 

( Der verbleibende Bedarf der Landesſchulkaſſe wird nach der Zahl der Schulſtelleneinheiten 
auf die Schulverbände (Schulgemeinden) umgelegt ($ 44). Zur Feſtſtellung der Schulſtellen⸗ 
einheiten ſind anzuſetzen: v 

a) Schulſtellen, für die der Staatsbeitrag nicht gezahlt wird (§ 42), mit je „Einheiten; 
b) Schulſtellen für Lehrer, die an gehobene Klaſſen (Klaſſen mit erweitertem Lehrziel) 
zur dauernden vollen Beſchäftigung überwieſen find, mit je 1,1 Einheiten, für 
Lehrerinnen an ſolchen Klaſſen mit je 1 Einheit; 
e) alle übrigen Lehrerſtellen mit je 1 Einheit, alle übrigen Lehrerinnenſtellen mit je 
ö 0,9 Einheit. 
Der auf eine Einheit entfallende Beitrag iſt abzurunden. Nach der Umlegung des Bedarfs haben 
die Schulverbände (Schulgemeinden) den Beitragseinheitsſatz vervielfacht mit der Zahl ihrer 
Stelleneinheiten zu entrichten. 

(5) Schulſtellen, für die ein Staatsbeitrag nicht gezahlt wird, find für die Beitragserhebung 
immer bei der Zahl der einfachen Lehrerſtellen (Abſ. 4 zu e) abzuſetzen. 

(6) Außer Betracht bleiben neuerrichtete Stellen, bis fie durch eine beſondere Lehrkraft ver- 
ſehen werden. 

Bei Errichtung neuer Stellen iſt der Kaſſenanwalt zu hören. 

(7) Für eine Stelle, deren Beſetzung oder Verwaltung durch eine beſondere Lehrkraft wegen 
Rückganges der Schülerzahl mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde ohne förmliche Aufhebung 
der Stelle unterbleibt, kann vom Beginne des auf die Stellenerledigung folgenden Rechnungsjahres 
ab von der Einziehung des Beitrags mit Zuſtimmung des Kaſſenanwalts ſo lange abgeſehen werden, 
bis ihre Wiederbeſetzung durch eine beſondere Lehrkraft erfolgt oder von der Schulaufſichtsbehörde 
angeordnet wird. Solange dieſe Stelle hiernach unbeſetzt bleibt, unterliegt ſie nicht den Be⸗ 
ſtimmungen des Unterbringungsgeſetzes vom 30. März 1920 (Geſetzſamml. S. 63). 

(8) Wenn auf Grund der Preußiſchen Perſonal-Abbau⸗Verordnung vom 8. Februar 1924 
(Geſetzſamml. S. 73) und des Preußiſchen Perſonalabbau⸗Abwicklungsgeſetzes vom 25. März 1926 
(Geſetzſamml. S. 105) die Beſetzung oder Verwaltung einer Stelle durch eine beſondere Lehrkraft 
im Intereſſe der Perſonalverminderung unterbleibt, kann ſchon von dem Eintritt der Stellen⸗ 
erledigung ab von der Einziehung des Beitrags an die Landesſchulkaſſe nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmung im Abſ. 7 abgeſehen werden. 


§ 46. 


(1) Der Staat zahlt an jeden Schuſverband und jeden Unterhaltungsträger öffentlicher mitt⸗ 
lerer Schulen für jedes am 1. Februar vhr Beginn des Rechnungsjahres die Volksſchule oder eine 
öffentliche mittlere Schule beſuchende ſchulpflichtige Kind ein Beſchulungsgeld, deſſen Höhe von dem 
Unterrichtsminiſter und dem Finanzminiſter feſtgeſetzt wird. Die Feſtſetzung kann bei erheblicher 
Anderung der ihr zugrunde liegenden Verhältniſſe im Laufe des Rechnungsjahres geändert werden. 
Das Beſchulungsgeld wird auch für ſolche nicht reichsangehörige die Volksſchule beſuchende Kinder 
gezahlt, die nach $ 6 Abſ. 2 Satz 2 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28. Juli 1906 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 35) in der Faſſung des Geſetzes vom 18. April 1928 (Geſetzſamml. S. 88) von der 
Entrichtung eines Fremdenſchulgeldes befreit ſind. 

(2) Bei Feſtſtellung der Kinderzahl in den Volksſchulen wird die Kinderzahl bis zu 60 und 
die über 60 oder ein Vielfaches von 60 hinausgehende Kinderzahl voll für 60 gerechnet. Beſtehen 
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jedoch in einem Schulverbande (Schulgemeinde) weniger Volksſchulſtellen, als für je 60 Kinder 
erforderlich ſind, ſo wird das Beſchulungsgeld nur bis zur Höchſtzahl von 60 Schulkindern für je 
eine Schulſtelle gezahlt. § 45 Abi, 6 Satz 1 gilt entſprechend. Sind in einem Schuiverbande 
Schulen verſchiedener Bekenntniſſe auf Grund geſetzlicher Beſtimmungen vorhanden, ſo erfolgt die 
Feſtſtellung der für die Höhe des Beſchulungsgeldes maßgebenden Zahl beſonders für die Schulen 
der verſchiedenen Bekenntniſſe. In gleicher Weiſe iſt zu verfahren im Falle des $ 42 Abf. 3. 

(3) Schulkinder, die aus einem Schulverbande (Schulgemeinde) gaſtweiſe der Schule eines 
anderen Schulverbandes (Schulgemeinde) für alle Unterrichtsfächer zugewieſen ſind (§ 5 des Volks⸗ 
ſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28. Juli 1906 (Geſetzſamml. S. 3350), werden dem Schulverband 
angerechnet, dem ſie an ſich angehören. \ 

(4) Wird in der Zeit vom 2. Februar bis zur Neufeſtſetzung des Beſchulungsgeldes eine 
Privatſchule aufgelöſt und werden die Kinder dieſer Privatſchule in eine öffentliche Volksſchule oder 
eine öffentliche mittlere Schule aufgenommen, oder wird eine Privatſchule in eine öffentliche Volks⸗ 
ſchule oder eine öffentliche mittlere Schule umgewandelt, ſo wird das Beſchulungsgeld von dem Tage 
der Anderung der Beſchulung ab gezahlt. Das gleiche gilt, wenn in der Zeit vom 2. Februar bis 
zur Neufeſtſetzung des Beſchulungsgeldes eine öffentliche höhere Lehranſtalt aufgelöſt wird und die 
Kinder dieſer Anſtalt in eine öffentliche Volksſchule oder eine öffentliche mittlere Schule auf⸗ 


genommen werden, oder wenn eine höhere Lehranſtalt in eine öffentliche mittlere Schule umgewandelt 


wird. Falls nach dem Stichtag (1. Februar) eine öffentliche Volksſchule oder eine öffentliche mittlere 
Schule neu errichtet wird und ihr Schulkinder zugewieſen werden, für die ein Beſchulungsgeid 
feſtgeſetzt iſt, ſo hat, wenn mehrere Schullaſtenträger beteiligt ſind, zwiſchen dieſen über das 
Beſchulungsgeld eine Auseinanderſetzung ftattzufinden. Die Schulaufſichtsbehörde entſcheidet 
endgültig. Für Volksſchulen kommt die Vorſchrift im Abſ. 2 zur Anwendung. 

(5) Der Geſamtbetrag des Beſchulungsgeldes ſoll zuzüglich der für persönliche und ſächliche 
Volksſchulzwecke zur Verfügung zu ſtellenden Ergänzungszuſchüſſe in den einzelnen Jahren die Hälfte 
des der Bedarfsberechnung zugrunde gelegten ſtaatsbeitragsberechtigten Lehrerdienſteinkommens 
(§S 41 Abſ. 1 unter a), zu dem die im $ 41 Abſ. 1 unter b gedachten Ruhegehälter, Wartegelder, 
Hinterbliebenenbezüge und Gnadenbezüge gehören, erreichen, aber nicht überſteigen. 

(6) Von dem Geſamtbetrage zu 5 ſind 15 v. H. zu Ergänzungszuſchüſſen für perſönliche und 
ſächliche Volksſchulzwecke zu verwenden. Dieſem F nds tritt auch der durch Abrundung des Be⸗ 
ſchulungsgeldes nicht zur Auszahlung gelangende Betrag hinzu. 


§ 47. 

(1) In Geſamtſchulverbänden iſt das dem Schulverbande für die Schulkinder des Verbandes 

zuſtehende Beſchulungsgeld vorweg von dem Geſamtbetrage der Schulunterhaltungskoſten abzu⸗ 

ſetzen, fo daß nur der Reſtbetrag der letzteren nach $ 9 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes auf die 
zum Geſamtſchulverbande gehörigen Gemeinden (Gutsbezirke) zu verteilen bleibt. 

(2) In Schulgemeinden iſt der für die Schulkinder der Schulgemeinde an die Schulgemeinde⸗ 


kaſſe zu überweiſende Betrag gleichfalls auf die Schulunterhaltungskoſten zu verrechnen. Soweit 


dieſe hierdurch nicht gedeckt werden, ſind ſie auf die Beitragspflichtigen umzulegen. 


§ 48. 

(1) Die nach den §s 41, 42, 45 und 46 fälligen Beträge ſind vierteljährlich im voraus zu 
zahlen. Der Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter kann unter Zuſtimmung 
des Kaſſenanwalts der Landesſchulkaſſe auch eine monatliche Zahlung anordnen. Schulverbände 
(Schulgemeinden), die mit der Zahlung der Beiträge an die Landesſchulkaſſe (§ 44) im Rückſtande 
bleiben, haben die Rückſtände zu verzinſen. Dabei finden wegen der Berechnung, Erhebung und 
Erſtattung von Zinſen das Geſetz vom 25. November 1926 (Geſetzſamml. S. 310) zur Ergänzung 
der Abgabengeſetze und die zu ſeiner Ausführung erlaſſenen Beſtimmungen ſinngemäß Anwendung. 

(2) Solange die Beiträge der Schulverbände (Schulgemeinden) und das Beſchulungsgeld noch 
nicht feſtgeſetzt ſind, werden die Zahlungen einſtweilen nach den Sätzen der letzten Feſtſetzung geleiſtet. 


nd ud 
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X. Lehreranſtellung. 
§ 49. 

(J Die Lehrer an den öffentlichen Volksſchulen werden von der Schulaufſichtsbehörde aus 
der Zahl der Befähigten unter Ausfertigung der Ernennungsurkunde für den Schulverband 
angeſtellt. 

(2) In Schulverbänden mit mehr als 25 Schulſtellen wird ein Drittel der Stellen unmittelbar 
durch die Schulaufſichtsbehörde neu beſetzt; für zwei Drittel ſteht dem Schulverbande das Wahlrecht 
zu. Freie Schulſtellen ſind in entſprechender Folge von der Schulaufſichtsbehörde und dem Schul⸗ 
verbande zu beſetzen. 

(3) Das Wahlrecht wird ausgeübt: 


1. in Gemeinden, die einen eigenen Schulverband bilden, durch den Gemeindevorſtand nach 
Anhörung der Schuldeputation oder des Schulvorſtandes und der etwa vorhandenen 
Schulkommiſſion, bei Vorhandenſein mehrerer Schulkommiſſionen nach Anhörung der⸗ 
jenigen, für deren Schule die Anſtellung zunächſt erfolgen ſoll. In den Orten, wo ein 
kollegialer Gemeindevorſtand nicht beſteht, wird das Wahlrecht durch die Schuldeputation 
(Schulvorſtand) ausgeübt; 


2. in ſolchen Gutsbezirken und Geſamtſchulverbänden, auf welche die Beſtimmungen der 
SS 8 Abſ. 1 und 50 Abſ. 9 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes e durch den 
Gutsbeſitzer nach Anhörung des Schulvorſtandes; 

3. in den übrigen Schulverbänden durch den Schulvorſtand (Schuldeputation, § 57 des 
Volksſchulunterhaltungsgeſetzes). 


(4) Die Gewählten bedürfen der Beſtätigung durch die Schulaufſichtsbehörde und werden von 
ihr unter Ausfertigung der Ernennungsurkunde für den Schulverband angeſtellt. Die Beſtätigung 
darf nur aus erheblichen Gründen verſagt werden. 


(5) Verſagt die Schulaufſichtsbehörde die Beſtätigung, jo fordert fie zu einer neuen Wahl 
auf und beſtimmt eine Friſt dafür. 

(6) Das Wahlrecht erliſcht, wenn die Friſt nicht innegehalten wird oder wenn die Schul⸗ 
aufſichtsbehörde zum zweiten Male die Beſtätigung verſagt. Die Schulaufſichtsbehörde nimmt 
dann die Anſtellung für den Schulverband vor. 


(7) In den Schulverbänden mit 8 bis 25 Schulſtellen bleibt es a fr zwei Drittel der Schul⸗ 
ſtellen bei dem in den SS 58 bis 61 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes beſtimmten Verfahren. 


(8) Wenn die Anſtellung der Lehrer unmittelbar durch die Schulaufſichtsbehörde erfolgt, fo 
iſt vor der Anſtellung in Schulverbänden, in denen eine Schuldeputation beſteht, der Schul⸗ 
deputation, in den übrigen Schulverbänden dem Schulvorſtande Gelegenheit zu einer Außerung zu 
geben. Beſtehen Schulkommiſſionen, ſo iſt auch die Schulkommiſſion zu hören, für deren Schule 
die Anſtellung zunächſt erfolgen ſoll. Soll im Einzelfalle eine von der Außerung der örtlichen 
Schulbehörde abweichende Beſetzung erfolgen, ſo iſt dem Schulverband ein mit Gründen verſehener 
Beſcheid mitzuteilen. Die Vorſchrift gilt entſprechend für Schulverbände mit nicht mehr als 
ſieben Schulſtellen. 

(9) Erfolgt die Anſtellung durch Verſetzung, jo fällt die Anhörung der Schuldeputationen, 
Schulvorſtände und Schulkommiſſionen weg. Die Anſtellung erfolgt jedoch unter Anrechnung auf 
die ſonſt der Schulaufſichtsbehörde zufallenden Stellenbeſetzungen. Bei Verſetzung aus einem 
Schulverband in einen anderen wird eine Vergütung für Umzugskoſten aus der Lee ee 
gewährt ($ 33). 

(10) Wo nach den geſetzlichen Beſtimmungen mit dem Schulamt ein kirchliches Amt noch 
vereinigt iſt, wird an dem beſtehenden Rechte DS der We zu dem kirchlichen Amte 
nichts geändert. 

(11) Das Verfahren bei Veriendung nicht vol oder anfrage beſchäftigter ige 
ordnet eine Anweiſung des Unterrichtsminiſters. 128151 10780 RR FE RRTRSETSETEN int 
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XI. Übergangsvorſchriften. 
§ 50. 

Wo in Geſetzen, Verordnungen oder ſonſtigen Vorſchriften auf die Beſtimmungen des 
Geſetzes über das Dienſteinkommen der Lehrer (Lehrerinnen) an den öffentlichen Volksſchulen vom 
26. Mai 1909 (Geſetzſamml. S. 93) oder des Geſetzes vom 17. Dezember 1920]1. Januar 1925 
Geſetzſamml. S. 17) und feiner. Ergänzungs⸗ (Abänderungs⸗) Geſetze verwieſen iſt, treten an ihre 
Stelle die Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 


§ 51. 

() Aufgehoben ſind die früheren Verpflichtungen des Fiskus, Schulunterhaltungskoſten auf 
Grund beſonderer Rechtstitel oder beſonderer geſetzlicher Vorſchrift oder Ortsbeſtimmung (Orts⸗ 
verfaſſung, Obſervanz, Gewohnheitsrecht, Herkommen) zu tragen und Schulſtellen mit Land aus⸗ 
zuſtatten. Ausgenommen davon ſind die Verpflichtungen zum Bau und zur Unterhaltung von 
Gebäuden für Schulzwecke und die Verpflichtungen, die der Fiskus in ſeiner Eigenſchaft als 
kirchlich Beteiligter für unmittelbar miteinander verbundene Kirchen- und Schulſtellen hat. 

(2) Die Verpflichtungen ſonſtiger Dritter auf Grund beſonderer Rechtstitel bleiben unberührt. 


§ 52. 

() Die Konrektoren an den Blrtsfänufen, denen nach den e dieſes Geſetzes keine 
Stellenzulage gewährt wird, erhalten für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 300 RAM 
jährlich und die Konrektoren an den beſonderen Veranſtaltungen für körperlich oder geiſtig nicht 
normal veranlagte Kinder, denen außer ihrer Hilfsſchullehrerzulage von 800 Nell eine weitere 
Stellenzulage nicht zuſteht, erhalten 3 ihre Perſon eine ruhegehſltsfähige Zulage von 
100 RAM jährlich. 

(2) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Lehrer der alten Beſoldungsgruppe 2 
erhalten auch in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe den Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe IV. 


§ 53. 

(0 Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im Amte befindlichen endgültig angeſtellten 
Lehrer mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 1 erhalten ihr bisheriges Beſoldungs⸗ 
dienſtalter, im günſtigſten Falle ein ſolches von vierzehn Jahren. 

(2) Lehrer mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 2 erhalten ihr um vier Jahre ver⸗ 
beſſertes Beſoldungsdienſtalter. Wird ihnen jedoch eine Stellenzulage von 800 RM gewährt, ſo 
erhalten fie im günſtigſten Jalle ein Beſoldungsdienſtalter von ſechzehn Jahren. 

(3) Die Verkürzung des Beſoldungsdienſtalters darf jedoch vier Jahre nicht überſteigen und 
nicht verhindern, daß der Lehrer ſpäteſtens zwei Jahre vor der Erreichung der Altersgrenze das 
Endgrundgehalt erhält. 

(4) Lehrer mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 3 erhalten ihr um acht Jahre ver⸗ 
beſſertes Beſoldungsdienſtalter. 


§ 54. 

(1) Das Vergütungsdienſtalter der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im Dienſt 
befindlichen, in freien oder in nichtfreien Stellen auftragsweiſe oder vertretungsweiſe voll- 
beſchäftigten oder in freien Stellen einſtweilig angeſtellten Lehrer wird um zwei Jahre verbeſſert. 
Ihnen wird bei der erſten endgültigen Anſtellung (§ 4 Abſ. 1) die zwiſchen dem Beginn des ver⸗ 
beſſerten Vergütungsdienſtalters und der erſten planmäßigen Anſtellung liegende Zeit auf das 
Beſoldungsdienſtalter angerechnet, ſoweit ſie ſieben Jahre überſteigt. a 
)) Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes als Schulamtsbewerber oder als einſtweilig 
angeſtellte Lehrer im Dienſte befindlichen Lehrer rücken wie die endgültig angeſtellten Lehrer weiter 
im Grundgehalt auf; hierbei bleibt die nach Abſ. 1 erfolgte Verbeſſerung des Vergütungsdienſtalters 
außer Betracht. Daneben erhalten dieſe Lehrer den ihrer Vergütungsſtufe entſprechenden Wohnungs⸗ 
geldzuſchüß. 
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XII. Schlußvorſchriften. 
§ 55. 

Waren die bisherigen Dienſtbezüge eines Lehrers nach dem Stande vom 30. September 1927 
höher als die ihm auf Grund dieſes Geſetzes zuſtehenden Dienſtbezüge, ſo iſt ihm der Unterſchieds⸗ 
betrag als ruhegehaltsfähiger Zuſchuß bis zu dem Zeitpunkte weiter zu gewähren, an dem der 
Unterſchied durch Steigen der neuen Dienſtbezüge ausgeglichen wird. Hierbei bleiben außer An⸗ 
rechnung: 

a) neu zu gewährende Kinderbeihilfen; 

b) Erhöhungen des Wohnungsgeldzuſchuſſes inſoweit, als ſie lediglich infolge der Hinauf⸗ 
ſetzung eines Ortes in eine höhere Ortsklaſſe oder der Verſetzung an einen Ort einer 
höheren Ortsklaſſe eintreten. 


§ 56. 

(1) Anderungen der durch dieſes Geſetz geregelten Dienſtbezüge, Ruhegehälter, Wartegelder 
und Hinterbliebenenbezüge können durch Geſetz erfolgen. Anderungen der im § 18 vorgeſehenen 
Kirchenamtszulagen, die ſich aus einer Verminderung der Bezüge aus der Dotation des vereinigten 
Schul⸗ und Kirchenamts — 86 Abſ. 2 und 3 des Geſetzes vom 26. Mai 1909 (Geſetzſamml. 
S. 99) — ergeben, find jederzeit auf dem in dieſem Geſetz (§ 6 Abſ. 3) angegebenen Wege zuläſſig. 

(2) Werden Lehrer oder Verſorgungsberechtigte durch eine ſolche Anderung hinſichtlich der im 
Abf. 1 genannten Bezüge mit rückwirkender Kraft ſchlechter geſtellt, jo find die Unterſchiedsbeträge 
nicht zurückzuerſtatten. 

(3) In allen übrigen Fällen ſind zuviel erhobene Dienſtbezüge, Ruhegehälter, Wartegelder 
und Hinterbliebenenbezüge, auch ſoweit eine Bereicherung nicht mehr vorliegt, zurückzuzahlen. 


§ 57. 

(1) Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1927 in Kraft. Alle feinen Vorſchriften 
entgegenſtehenden Geſetze und Verordnungen, insbeſondere die entgegenſtehenden Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 17. Dezember 1920/1. Januar 1925 (Geſetzſamml. S. 17) und ſeiner Ergänzungs⸗ 
(Abänderungs⸗) Geſetze, werden aufgehoben. 

(2) Das Beſoldungs- und Vergütungsdienſtalter iſt nach den SS 4 flg., SS 20, 53 und 54 neu 
feſtzuſetzen. Die Feſtſetzung iſt den Lehrern ſchriftlich mitzuteilen. 


$ 58. 
(1) Mit der Ausführung des Geſetzes werden der Unterrichtsminifter und der Finanzminiſter 
beauftragt. Dieſe find ermächtigt, in Ausnahmefällen eine von den vorſtehenden Geſetzes⸗ 


beſtimmungen abweichende Regelung zuzulaſſen, ſofern die beſondere Lage der Verhältniſſe es 
geboten erſcheinen läßt. 


(2) Die Ausführungsbeſtimmungen ſind dem Landtage vorzulegen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 1. Mai 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den FSinanzminifter: 
Braun. Becker. 


Herausgegeben vom Preußiſchen Staatsminiſterium. — Gedruckt von der Preußiſchen Druckerei⸗ und 
Verlags⸗Aktiengeſellſchaft, Berlin. 
Verlag: R. v. Decker's Verlag (G. Schenck) Berlin W. 9, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 


Den laufenden Bezug der Preußztiſchen Geſeßſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1 RM. oierteljährlich); 
einzelne Nummern und Jahr änge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlage und durch den Buchhandel bezogen werden. 
Preis für den achtſeitigen Bogen 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10—40 v. H. Preisermäßigung. 


